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Aargauer Migrationsamt lehnt fast jedes zweite Härtefallgesuch ab
Noemi Lea Landolt

Flüchtlingemit einem negativen Asyl-
entscheid können nach fünf Jahren in
der Schweiz beim kantonalen Migra-
tionsamt ein Härtefallgesuch stellen.
Zwischen 2017 und 2020 haben im
KantonAargau92Personenein solches
Gesuch eingereicht. Das Migrations-
amt, dasdemDepartement vonRegie-
rungsrat Dieter Egli (SP) angegliedert
ist, hatdieGesuchegeprüft und fastdie
Hälfte, nämlich 43, abgelehnt. Im Jahr
2020 erhielten 13 von 22 Gesuchstel-
lenden einen negativen Härtefallent-
scheid. Die Zahlen für 2021 sind noch
nicht verfügbar.

Vergleichtmandie vier Jahre, fallen
die Entscheide sehr unterschiedlich
aus. 2017 wurden nur 3 von 19 Gesu-
chen gutgeheissen, das ergibt eine
Quotevonknapp 16Prozent. 2019 fäll-
te das Migrationsamt hingegen bei 25
von 27 Gesuchen einen positiven
Entscheid (sieheTabelle).DieMedien-
stelledesAargauer Innendepartements
hält fest, die Zahlen seien «sehr
volatil». Da das Migrationsamt keine

PraxisänderungbeiderBeurteilungder
Härtefälle vorgenommen habe, seien
«keine spezifischen Gründe für die
zahlenmässigen Schwankungen er-
sichtlich».

Grünen-Nationalrätinwollte
Beschwerdemöglichkeit schaffen
Gegen einen negativen Entscheid der
kantonalen Behörde können sich die
BetroffenenbeimRechtsdienst desMi-
grationsamteswehren. Zwischen 2017
und2020habendas 14Personengetan.
Ohne Erfolg. Es seien sämtliche Ein-
sprachen abgelehnt worden, teilt das

Departement Volkswirtschaft und In-
neres auf Anfrage mit. Diesen Ent-
scheid könnten die Betroffenen zwar
ans Verwaltungsgericht weiterziehen.
Das Gericht tritt auf die Beschwerden
aber nicht ein, weil Betroffene im Ver-
fahren keine Parteistellung haben.

Die Zürcher Grünen-Nationalrätin
Katharina Prelicz-Huber wollte 2010
miteinerMotioneineBeschwerdemög-
lichkeitbeiHärtefallgesuchenschaffen.
Nur damit könne vermieden werden,
«dass willkürliche Entscheide auch
rechtskräftig werden», argumentierte
sie. Ausserdem würde die richterliche

Überprüfung helfen, die «Härtefall-
Lotterie» zu entschärfen. Der Bundes-
rat beantragte, dieMotionabzulehnen.
Der Gesetzgeber habe mit der Ein-
schränkung der Parteistellung verhin-
dern wollen, «dass durch die Einrei-
chungunbegründeterGesucheunddie
Ausschöpfung des Rechtsmittelweges
auf kantonaler Ebene der Vollzug von
Wegweisungen ungebührlich in die
Längegezogenwerdenkann».DerNa-
tionalrat lehnte die Motion im Herbst
2011mit 123zu52Stimmendeutlichab.

Auch ein positiver Härtefallent-
scheidder kantonalenBehördebedeu-

tet für die Betroffenen nicht in jedem
Fall, dass sie eine Aufenthaltsbewilli-
gung in der Schweiz erhalten. Dafür
braucht es zusätzlich die Zustimmung
des Staatssekretariats für Migration
(SEM). Zwischen 2017 und 2020 hat
die Bundesbehörde 11 von 49 Gesu-
chen aus demAargau abgelehnt (siehe
Tabelle). Wegen des Daten- und
Persönlichkeitsschutzes gibt das SEM
keineAuskunft zudenGründen fürdie
Ablehnung.DieMedienstelle hält fest,
die Härtefallvoraussetzungen würden
jeweils anhandderkonkretenUmstän-
de des Einzelfalls geprüft.

Er soll in den Iran
zurück, obwohl
er integriert ist
RahimMohammadzadeh ist 2016 in die Schweiz geflüchtet, hat Deutsch gelernt
und eine Ausbildung abgeschlossen. Das AargauerMigrationsamt lobt seine
erfolgreiche Integration, hat seinHärtefallgesuch aber trotzdem abgelehnt.

Noemi Lea Landolt

RahimMohammadzadehversucht, Lö-
sungen zu finden und Dinge, die
schlecht laufen, nachhaltig zu verbes-
sern. In den fünfeinhalb Jahren in der
Schweiz ist der 39-jährige Iraner immer
wieder aufgestandenundhatweiterge-
kämpft. Nicht primär für sich, sondern
für alle geflüchteten Menschen. Er en-
gagiert sich in der Schweizer Asylpoli-
tik, obwohl er als Geflüchteter weder
dasWahl- nochdas Stimmrecht hat. Es
ist ihm ein Anliegen, dass die Politike-
rinnen und Politiker die Lebensrealität
von geflüchteten Menschen in der
Schweiz kennen.

Am 10. Dezember 2021 sagt er am
Telefon, es gehe ihm nicht so gut. Er
klingt dabei so, als wisse er für einmal
nicht, was er tun soll. Rahim Moham-
madzadehhatgeradeerfahren,dassdas

AargauerMigrationsamt seinHärtefall-
gesuch ablehnt. Das Gesuch ist seine
letzte Hoffnung auf einen geregelten
Aufenthaltsstatus in der Schweiz. Das
Staatssekretariat für Migration (SEM)
hatte sein Asylgesuch abgelehnt, das
Bundesverwaltungsgericht stützte die-
sen Entscheid (siehe Box rechts).

Weil sichRahimMohammadzadeh
schonmehrals fünf Jahre inderSchweiz
aufhält, hat er nach dem Negativent-
scheidbeimkantonalenMigrationsamt
ein Härtefallgesuch eingereicht. Das
Amtberücksichtigt bei einemHärtefall-
entscheid, wie gut eine Person in der
Schweiz integriert ist.

Dabei stellen sich unter anderem
folgendeFragen:Beherrscht diePerson
eine Landessprache? Nimmt sie am
Wirtschaftsleben teil? Respektiert sie
dieWerte derBundesverfassung?Wei-
ter spielen die Familienverhältnisse

eine Rolle – wenn jemand verheiratet
ist undKinder hat, stehendieChancen
zumBeispiel besser, dass einHärtefall-
gesuchgutgeheissenwird. Berücksich-
tigt werden auch die finanziellen Ver-
hältnisse, die Dauer der Anwesenheit
in der Schweiz undderGesundheitszu-
stand.DieBehördeprüftweiter,welche
Möglichkeiten der Wiedereingliede-
rung im Herkunftsstaat eine Person
hat.Heisst dasMigrationsamt einHär-
tefallgesuch gut, erhält die betroffene
Person eine Aufenthaltsbewilligung B,
auch wenn ihr Asylgesuch abgelehnt
wurde.

SP-Nationalratunterstützt
seinHärtefallgesuch
Viele Freundinnen,Weggefährten und
Arbeitgeber haben sich in Empfeh-
lungsschreiben dafür eingesetzt, dass
Rahim Mohammadzadeh in der
Schweizbleibenkann.Er sagt: «Dashat
michermutigt, nicht aufzugeben.» Der
39-Jährigehat auch inderPolitikUnter-
stützer. ImSommerhater inBernander
ersten Flüchtlingssession teilgenom-
men und dadurch verschiedene Politi-
kerinnen und Politiker persönlich ken-
nen gelernt.

Der Basler SP-Nationalrat Mustafa
Atici hat einEmpfehlungsschreibenans
Migrationsamt verfasst. Darin hält er
fest, dieSchweizbraucheMenschenwie
Rahim Mohammadzadeh. «Er treibt
den politischen Diskurs voran, enga-
giert sich für seine Mitmenschen und
versteht die Schweiz.» Atici ist über-
zeugt, dasser«alleVoraussetzungen für

ein Härtefallgesuch erfüllt» und ein
«Gewinn für die Schweiz» ist.

Rahim Mohammadzadeh ist seit
knapp fünfeinhalb Jahren in der
Schweiz. Er hat in dieser Zeit Deutsch
gelernt und zusätzlich eineAusbildung
zum Migrationsfachmann erfolgreich
abgeschlossen. Organisiert hat er alles
selber, finanziell unterstützt wurde er
von Freunden und Stiftungen.

In Suhr arbeitet der gelernte IT-
Fachmann inzwischen als Projektleiter
des Computertreffs in einem kleinen
Pensum von drei Stunden pro Woche.
Künftigwill ihn dieGemeinde auch für
weitere Projekte als Schlüsselperson in
Farsi und Arabisch einsetzen. Neben
seinem Job in Suhr ist Rahim Moham-

madzadeh beim Verein NCBI als Mi-
grationsfachmann und Brückenbauer
in einem 50-Prozent-Pensum ange-
stellt. Als Brückenbauer begleitet er
traumatisierteFamilienundEinzelper-
sonenmit Fluchthintergrund.

Er sei wirtschaftlich selbstständig,
sagtder39-Jährige.DieKrankenkassen-
rechnung (283Franken)unddieWohn-
kosten von 345 Franken pro Monat für
sein Bett in der Asylunterkunft bezahlt
er selber.

Auf jedesLob imEntscheid
folgt einAberderBehörde
Nunsteht fürRahimMohammadzadeh
all das, was er in den letzten Jahren
erreicht hat, auf der Kippe, weil das

So beurteilt das SEM die Aargauer Gesuche

Jahr
Vom Kanton

überwiesene Gesuche
Zustimmung Ablehnung Gutheissung

in Prozent

2020 9 4 5 44.4

2019 26 22 4 84.6
2018 11 9 2 81.8
2017 3 3 0 100
Quelle: Kanton Aargau

So entscheidet das Aargauer Migrationsamt

Jahr
Eingereichte

Gesuche
Negativer
Entscheid

Positiver
Entscheid

Gutheissung
in Prozent

2020 22 13 9 40.9

2019 27 2 25 92.6
2018 24 12 12 50
2017 19 16 3 15.8
Quelle: Kanton Aargau

Viele Leute setzen sich dafür ein, dass RahimMohammadzadeh hier bleiben kann. «Das hat mich ermutigt, nicht aufzugeben», sagt er. Bild: Chris Iseli

RahimMohammadzadeh (rechts) undNahidHaidari (links)mit demBasler SP-Natio-
nalrat Mustafa Atici im Bundeshaus. Bild: zvg
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Läuft es auf eine
Durchseuchung
hinaus, Herr Gallati?
Abschaffung des Zertifikats, Impfpflicht, Ende der Pandemie: Der
Gesundheitsdirektor nimmt Stellung zu brennendenCovid-Fragen.

Rolf Cavalli

Die Schweiz steht an einem
Scheideweg in der Pandemie,
aber niemand weiss so genau,
wie esweitergeht. Auch die stei-
gendenOmikron-Ansteckungen
sind schwierig einzuordnen.
Gestern wurden 1492 neue An-
steckungen mit dem Coronavi-
rus im Aargau gemeldet für den
Vortag. Vor Wochenfrist waren
es noch 1020. Wegen einer Co-
rona-Infektion im Spital befin-
den sich aktuell 91 Personen, 14
davon auf Intensivstationen.

Der Aargauer Gesundheits-
direktor Jean-Pierre Gallati hat
zu den aktuellsten Fragen im
«TalkTäglich»vonTeleM1Stel-
lung genommen.EineAuswahl.

GallatiüberdasWirrwarrum
Spitalzahlen:
«Die Kritiker suchen das Haar
in der Suppe, die auf solche
‹Fehler› aufspringen und das
dramatisieren», sagt Gallati. Es
hatte sichherausgestellt, dass in
der Spital-Statistik auchPatien-
ten alsCovid-Fälle gezähltwer-
den, die wegen etwas anderem
eingeliefert worden sind, aber
zusätzlich infiziert waren. Gal-
lati sagt, wer mit einem Bein-
bruch eingeliefert werde, aber
auch Covid habe, müsse abge-
sondert behandelt werden.Das
bedeutemehrAufwand.Gallati
betont, die kritisierte Statistik
betreffenichtdie Intensivstatio-
nen, sondernnurdieAllgemein-
abteilungen, und die seien nie
überlastet gewesen bisher.

... über die BAG-Forderung,
Spitalkapazitätenauszubauen:
Gallati antwortet mit einer rhe-
torischen Gegenfrage: «Wie
wollen Sie Spitalkapazitäten in-
nert vierzehn Tagen ausbauen?
Da müsste mir das BAG einen
gutenHinweis geben, ichwürde
es gleichmachen.»

... über einemöglicheTriage:
«Wir machen faktisch jetzt
schon eine kleine Triage», so
Gallati. Im KSA gebe es 25 Pro-
zent weniger Operationen, im
KSB 20 Prozent weniger und in
derHirslanden15Prozentweni-
ger. «Dies, um die Intensivsta-
tionen zu schützenunddasPer-
sonal zu schonen.»

... überdenUmgangmitposi-
tivGetesteten:
«SymptomloseAngestecktefin-
denwirwenigerheraus,weilwir
das repetitive Testen aus Kapa-
zitätsgründen in Schulen und
Betrieben einstellen mussten»,
erklärt Gallati. «Das heisst: All
jene, diepositiv getestetwerden
in Zukunft, sind solche mit
Symptomen.» Gallati weist
daraufhin,dassderUmgangmit
positiv Getesteten irgendwann
gehandhabtwerdewiebei einer
anderen Infektionskrankheit.
«Manmeldet demArbeitgeber,

dass man nicht arbeitsfähig ist,
und geht möglicherweise zum
Arzt. Irgendwann wird es auch
bei Covid so laufen.»

... über eine Schliessung des
Contact-Tracing-Centers:
Das Contact-Tracing wird neu
automatisiert.DasContact-Tra-
cing-Center ruft Infizierte nicht
mehr aktiv an. Zeit, das soge-
nannte Conti zu schliessen?
Nein, sagtGesundheitsdirektor
Gallati.DasPersonalwerde jetzt
anders eingesetzt. Und: «Sie
wissen, dass ich nicht lange zu-
schaue, bis ich aktiv werde.
LetztenSommerwurdemir vor-
geworfen, dass ich zu schnell
Personal abgebaut habe. Wenn
esnötig ist,werdenwir unswie-
der trennen von Personal. Aber
jetzt ist noch nicht der Zeit-
punkt, daswäre fahrlässig.»

... über die Abschaffung des
Covid-Zertifikats:
«Diese Frage wird breit disku-
tiert. Der Regierungsrat findet,
man soll auf Ende Februar prü-
fen, ob die Massnahmen noch
Sinn machen, inklusive Zertifi-
kat.» Die Gültigkeit soll wegen
Auslandreisenabermit anderen
Ländern abgestimmt werden.
So wie Baselland das Zertifikat
jetzt abschaffen, will er nicht.

... über die schleppenden
Booster-Impfungen:

Im Aargau sinkt die Booster-
Nachfragewieder, kaumhatder
Kanton die Kapazitäten hoch-
gefahren. Gallati weiss auch
nicht, warum viele zögern. Von
einer speziellenKampagne hält
er nichts. «Wennder Bundesrat
eine Booster-Woche ausrufen
würde wie im November die
Impfaktion, würde das vermut-
lich nicht gut ankommen, das
hat damals nicht gefruchtet.»

...übereineImpfpflichtfürAlte:
EinedifferenzierteImpfpflichtso
wie in Italien ab 50 Jahren oder
wie inGriechenlandab60Jahren
«wäre sicher eineMöglichkeit»,
sagt Gallati. Man werde sehen,
wiedasdort funktioniere.Gallati
stuft aber die Impfquote bei den
vulnerablen Gruppen in der
Schweizals sohochein,dassder
Nutzeneiner Impfpflicht fraglich
sei. «Ich kannmir nicht vorstel-
len,dassman100Prozenterrei-
chenwill.»

... eine Durchseuchung der
Gesellschaft:
Läuft dieOmikron-Variante auf
eineDurchseuchungderGesell-
schaft hinaus? Gallati: «Ja, ich
glaube schon. Das ist ja offen-
sichtlich.» Schon Anfang der
Pandemiehätten seineFachleu-
te gesagt, dass jedes Virus
irgendwann durchseuche, so-
wohl inderTierwelt als auchbei
den Menschen. Vor einem hal-
ben Jahr sagte Gallati noch, be-
wusste Durchseuchung sei kei-
ne Option. Aus heutiger Sicht
sagt er: «Damals war die Imp-
fungnochnichtbreitflächigaus-
gerollt, dadarfmannichtdurch-
seuchen, sonst bringt man die
Spitäler an denAnschlag.»

... überdasPandemie-Ende:
«Ichhoffe seit zwei Jahren, dass
die Pandemie nach zwei Jahren
unddrei, vierMonatenvorbei ist
wie damals die SpanischeGrip-
pe. Das wäre dann imMai, Juni
der Fall. Ich bin optimistisch,
aber das hat vielleichtmehrmit
demeigenenNaturell zu tunund
weniger mit der Fähigkeit, die
Situation einzuschätzen.»

Migrationsamt seinHärtefallgesuchab-
gelehnt hat. ImEntscheid, welcher der
AZ vorliegt, lobt die Behörde zwar sei-
ne sprachliche Integration. Diese kön-
ne als «fortgeschritten und damit er-
folgreich»bezeichnetwerden.Aberdas
genügt dem Migrationsamt nicht. Im
Entscheid heisst es: «Die sprachliche
Integration vermag für sich alleine ge-
nommen noch keinen schweren per-
sönlichenHärtefall begründen.»

Weiter lobt die Behörde, die einge-
reichten Arbeitszeugnisse und Refe-
renzschreiben sprächen für eine «be-
sonders hohe fachliche und soziale
Kompetenz» und schreibt: «Er konnte
sicheinen sehrgrossenBekanntenkreis
aufbauenrespektive sehrvieleBekannt-
schaftenmit Schweizer Bürgern knüp-
fen.» Die soziale Integration sei damit
«grundsätzlich als erfolgreich zu wer-
ten». Dochwieder gibt es ein Aber: Al-
lein daraus könne noch nicht auf eine
derart intensive Verwurzelung in der
Schweiz geschlossen werden, die eine
Rückkehr insHeimatlandpraktischver-
unmöglichenwürde.

So geht es weiter. Auf jedes Lob,
wie zum Beispiel die gegebene beruf-
liche und wirtschaftliche Integration
oder das «klaglose Verhalten», folgt
die Einschränkung, dies alleine genü-
ge nicht für einAufenthaltsrecht in der
Schweiz. Abschliessend hält das Mig-
rationsamt fest, Rahim Mohammad-
zadeh halte sich noch nicht lange ge-
nug in der Schweiz auf. Es sei für ihn
deshalb «zumutbar», in den Iran zu-
rückzukehren.

DerRechtswegaufBundesebene
steht ihmnichtoffen
Rahim Mohammadzadeh akzeptiert
dennegativenHärtefallentscheidnicht.
Er sieht keine Zukunft für sich im Iran.
Er fürchtet sich vor einer Verhaftung.
«Ausserdem habe ich wegen meiner
politischenAktivitätendort einBerufs-
verbot», sagt er. In der Schweiz hin-
gegenkönneer sichnichtnur als ausge-
bildeter Migrationsfachmann einbrin-
gen, sondern auch als IT-Spezialist.

Als Nächstes wird sich der Rechts-
dienst des Departements von Regie-

rungsrat Dieter Egli (SP) mit dem Fall
befassen. Die Medienstelle des De-
partements teilt aufAnfragemit, inden
Jahren 2017 bis 2020 seien sämtliche
Einsprachen gegen die erstinstanzli-
chenEntscheideabgelehntworden (sie-
he Text unten). Das kantonale Verwal-
tungsgericht tritt auf Beschwerden
gegenEinspracheentscheide nicht ein,
weil dieBetroffenen lautAsylgesetzkei-
ne Parteistellung haben.

Der Rechtsweg steht Betroffenen
nur dann offen, wenn das Staatssekre-
tariat für Migration (SEM) ein Härte-
fallgesuch ablehnt. Aber weil bereits
das kantonale Migrationsamt Rahim
Mohammadzadehs Gesuch abgelehnt
hat, kamesgarniebis zumSEM.Wenn
der Rechtsdienst des Innendeparte-
ments seine Beschwerde abweist, hat
er keineMöglichkeitmehr, diesenEnt-
scheid anzufechten und muss in den
Iran zurückkehren.

Darum lehnte Gericht
sein Asylgesuch ab

Kurz zusammengefasst, glauben so-
wohl das Staatssekretariat fürMigration
als auch dasBundesverwaltungsgericht
Rahim Mohammadzadehs Geschichte
nicht beziehungsweise halten sie für
«flüchtlingsrechtlich nicht relevant». Der
39-Jährige sagt, im Iran drohe ihm die
Verfolgung wegen seiner politischen
Tätigkeiten gegen das Regime. Ausser-
demwerde er verdächtigt, für ausländi-
sche Staaten zum Nachteil des Irans
Nachrichtendienst zu betreiben. Weil
die Behörden kurz nach seiner Ausreise
in die Schweiz seinen Laptop beschlag-
nahmt hätten, wüssten sie inzwischen
über alle seine kritischenAktivitäten Be-
scheid. Für das Bundesverwaltungsge-
richt gibt es in den Darstellungen über
seine Bedrohung durch den Geheim-
dienst «zu vieleWidersprüche, Unstim-
migkeiten sowie Auffälligkeiten, um
diese als insgesamt glaubhaft zu quali-
fizieren».
Urteil: E-1488/2019 vom 15. Juni 2021

Viele Leute setzen sich dafür ein, dass RahimMohammadzadeh hier bleiben kann. «Das hat mich ermutigt, nicht aufzugeben», sagt er. Bild: Chris Iseli

Jean-Pierre Gallati nimmt zur aktuellen Covid-Lage Stellung. Bild: az

Jean-PierreGallati
Gesundheitsdirektor

«WennderBundesrat
eineBooster-Woche
ausrufenwürde
wie imNovember
die Impfaktion,würde
dasvermutlichnicht
gut ankommen.»
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